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Vorwort


Die hier vorliegende Publikation basiert auf dem Schlussbericht zum Forschungs- und Entwicklungsprojekt „Lern- und Leistungskontrollen – exemplarische Entwicklung, Erprobung und Evaluation richtlinienorientierter Prüfungsinstrumente und -verfahren zur Beurteilung handlungs-, problem- und erfahrungsbezogenen Lernens in der Ausbildung zur/zum Gesundheits- und Krankenpflegerin/-pfleger sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin/-pfleger“. Dieses Projekt wurde in einer ersten Projektphase mit dem Schwerpunkt der Entwicklung von Prüfungsinstrumenten (15.05.–15.12.’05) vom derzeit zuständigen Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes Nordrhein-Westfalen und in der zweiten Projektphase (15.05.–15.12.’06) mit den Schwerpunkten der Erprobung und Evaluation seitens des inzwischen neu geordneten Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen gefördert. Dieser wichtigen, d. h. unverzichtbaren Unterstützung der Entwicklungs- und Forschungsarbeiten seitens des Ministeriums und insbesondere dem engagierten Interesse von Frau Reg.-Ang. Margaretha Oetzel-Klöcker gilt der besondere Dank des gesamten Projektteams, das hier zugleich als Autorinnenteam fungiert.


Die Initiative zur Entwicklung stärker kompetenzorientierter Prüfungen als Beitrag zur eigenen Schulentwicklung geht dabei auf den Praxispartner des Projektes, die Alte Michaelschule am Mathias-Spital in Rheine, zurück. So haben Petra Mohr, Maria Thobe und Andreas Holtmann als akademisch qualifizierte Lehrkräfte dieser Schule im Gesundheitswesen sich zunächst maßgeblich an der Entwicklung, Erprobung und Evaluation der hier vorzustellenden Prüfungsinstrumente und -verfahren beteiligt. Anschließend haben sie durch ihre Beiträge als Autorinnen und Autor das Zustandekommen und besonders die Praxisorientierung dieses Buches überhaupt erst ermöglicht. Diesen Kolleginnen und Kollegen sowie der Schulleiterin der Alten Michaelschule am Mathias-Spital in Rheine, Dr. Brigitte Osterbrink, wird hiermit ebenfalls herzlich seitens des Herausgeberteams gedankt.


Die Herausgeberinnen und der Herausgeber fungierten in dem oben genannten Projekt „Lern- und Leistungskontrollen“ als Theoriepartner (Fachhochschule Bielefeld, Fachbereich Pflege und Gesundheit i. A.), der für die wissenschaftliche Begleitung des Entwicklungsprozesses sowie vor allem für die Evaluation der kooperativ entwickelten und an der Alten Michaelschule erprobten Prüfungsinstrumente und -verfahren zuständig war. Sowohl diese Evaluationsphase des Projektes als auch die Vorbereitung und redaktionelle Gestaltung dieser Veröffentlichung wurde wesentlich von Patrizia Raschper als studentische Mitarbeiterin (zugleich Fachkrankenschwester für Onkologie) und Autorin mitgestaltet.


Im Ergebnis sollen hier insbesondere Lehrkräften im Bereich der gesundheitsberuflichen Bildung, Studierenden in berufspädagogisch ausgerichteten Studiengängen für den Bereich der Gesundheits- und Pflegeberufe sowie weiteren an der Entwicklung von kompetenzorientierten Prüfungsdesigns und damit verbundenen Fragen der Schulentwicklung interessierten Personen beispielhaft dem Konzept der Handlungsorientierung beruflichen Lernens verpflichtete Prüfungsinstrumente und -verfahren angeboten werden, die in einer Kooperation zwischen Schule und Hochschule entstanden sind. So konnte in einem fruchtbaren Dialog von Praxis und Theorie ein gemeinsames Produkt entwickelt werden, in dem sich die Lehrkräfte aus der schulischen Praxis sehr interessiert und offen für neue Theorien und Konzepte zeigten und die wissenschaftliche Begleitung viele Anregungen aus dem schulischen Handlungsfeld gewinnen durfte. Wir würden uns freuen, wenn diese Lebendigkeit sich ergänzender Perspektiven in den einzelnen Beiträgen auch für den Leser als Anregung wahrgenommen wird.




Die Herausgeberinnen und Herausgeber, Mathias Bonse-Rohmann, Ines Hüntelmann, Annette Nauerth, Bielefeld, im September 2007
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Hinweis:


Im weiteren Fortgang dieser Publikation wird angesichts des hohen Anteils weiblicher Personen in den Gesundheitsberufen sowie in den entsprechenden Schulen des Gesundheitswesens und aus Gründen einer leserfreundlicheren Gestaltung überwiegend nur ein Geschlecht, d. h. die weibliche Form angegeben, die selbstverständlich jeweils auch die männliche Form einschließt.


Dr. Mathias Bonse-Rohmann ist Berufs- und Wirtschaftspädagoge und Diplom-Gesundheitslehrer (zunächst Universität Osnabrück). Seit 2002 vertritt er die Professur „Pädagogik, insbesondere Berufspädagogik der Gesundheitsberufe und Pädagogische Psychologie“ an der Fachhochschule Bielefeld.


Andreas Holtmann ist Diplom-Pflegepädagoge (FH). Er arbeitete vor seinem Studium mehrere Jahre als Gesundheits- und Krankenpfleger in verschiedenen Praxisfeldern. In der Akademie für Gesundheitsberufe liegt sein Tätigkeitsschwerpunkt in der Gesundheits- und Krankenpflegeausbildung und in verschiedenen Bereichen der Fort- und Weiterbildung, insbesondere dem Wundmanagement.


Ines Hüntelmann ist Physiotherapeutin und hat ein Studium zur Diplom-Berufspädagogin (FH) absolviert. Zurzeit ist sie als wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Fachhochschule Bielefeld tätig und beschäftigt sich im Rahmen dieser Tätigkeit mit unterschiedlichen Themen der Berufsbildungsforschung.


Petra Mohr ist Diplom-Pädagogin mit den Schwerpunkten Erwachsenen- und Berufspädagogik. Sie hat mehrere Jahre als Gesundheits- und Krankenpflegerin gearbeitet und die Weiterbildung für Anästhesie- und Intensivpflege absolviert. Sie ist an der Akademie für Gesundheitsberufe am Mathias-Spital in Rheine für die Ausbildung zur Gesundheits- und Krankenpflegerin und für verschiedene Bereiche des Referats „Fort- und Weiterbildung“ zuständig.


Dr. Annette Nauerth ist Krankenschwester und Ärztin. Als Ärztin arbeitete sie in der Inneren Medizin, später in der Medizinerausbildung an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster. Sie ist seit 1997 Professorin an der Fachhochschule Bielefeld für das Lehrgebiet „Biomedizinische Grundlagen der Gesundheitsberufe“.


Patrizia Raschper ist Krankenschwester und Fachkrankenschwester in der Onkologie. Zurzeit ist sie Diplomandin im Studiengang „Berufspädagogik für Gesundheitsberufe“ am Fachbereich Pflege und Gesundheit an der Fachhochschule Bielefeld und arbeitet dort als studentische Mitarbeiterin.


Maria Thobe ist Krankenschwester, Asthmatrainerin, Diplom-Pflegepädagogin (FH) und Supervisorin (M.Sc.). Als Diplom-Pflegepädagogin arbeitete sie zunächst an der Akademie für Gesundheitsberufe in Rheine und seit 2007 am Bildungszentrum St. Hildegard in Osnabrück in der Aus-, Fort- und Weiterbildung für Gesundheitsberufe. Nebenberuflich bietet sie Supervision an.
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KAPITEL 1 Einleitung und Zielsetzung


Die Gesundheits- und Krankenpflegeschulen sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpflegeschulen nehmen als Schulen des Gesundheitswesens innerhalb des Bereichs der beruflichen Bildung noch immer eine besondere Stellung ein. So wird bereits in mehreren Bundesländern (z. B. Sachsen) die Aufsicht über die gesundheits- und pflegeberufliche Bildung an öffentlichen berufsbildenden Schulen von den Kultusministerien wahrgenommen, wobei die Kammern für die Aufsicht über das Prüfungswesen zuständig sind. Demgegenüber wird die rechtliche und administrative Aufsicht über die Schulen des Gesundheitswesens in anderen Bundesländern durch die Gesundheits- und Sozialministerien (z. B. Nordrhein-Westfalen vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, MAGS) geleistet. Diese bildungsrechtliche Besonderheit bzw. der Sonderstatus der Schulen des Gesundheitswesens beinhaltet, dass sich für diese außerhalb des Geltungsbereichs des BerufsbildungsgesetzesBerufsbildungsgesetz (BBiG) liegenden Schulen auch Konsequenzen für das Prüfungswesen in Gesundheits- und Krankenpflegeschulen sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpflegeschulen ergeben, da die ansonsten übliche Aufsicht der Kammern entfällt.


Die staatliche Kontrolle über die Ausbildung in der Gesundheits- und Krankenpflege und Gesundheits- und Kinderkrankenpflege wird stattdessen rechtlich durch das geltende Krankenpflegegesetz (KrPflG) und die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der Krankenpflege (KrPflAPrV) bzw. curricular und administrativ durch die o. g. Gesundheits- und Sozialministerien geregelt, wobei die Prüfungsaufsicht bzw. der Prüfungsvorsitz i. d. R. von den regional zuständigen Gesundheitsämtern wahrgenommen wird. Die staatliche Kontrolle über die Ausbildung in der Gesundheits- und Krankenpflege und Gesundheits- und Kinderkrankenpflege wird rechtlich bundesweit geregelt durch das geltende Krankenpflegegesetz (KrPflG) und die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der Krankenpflege (KrPflAPrV) und curricular bzw. administrativ in mehreren Bundesländern durch die o. g. Gesundheits- und Sozialministerien, wobei die Prüfungsaufsicht bzw. der Prüfungsvorsitz i. d. R. von den regional zuständigen Gesundheitsämtern wahrgenommen werden. Unabhängig von dieser dem Föderalismus der Bundesrepublik Deutschland bzw. Kulturhoheit der Länder geschuldeten und oftmals unbefriedigenden Parallelität von bildungsrechtlich und -organisatorisch heterogenen, aber eng verwandten Bildungssystemen der gesundheitsberuflichen Bildung in unterschiedlichen Schulformen unter unterschiedlichen rechtlichen Regelungen und Zuständigkeiten, zeigt sich in den letzten Jahren eine inhaltliche bzw. konzeptionelle Annäherung. Sie findet insbesondere in einer gemeinsamen Ausrichtung auf das zentrale Konzept beruflicher Handlungskompetenz und in der curricularen Ausrichtung auf das Lernfeldkonzept ihren Ausdruck.


So wird seit der Neufassung des Krankenpflegegesetzes (2003) und der damit verbundenen Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung als Ausbildungsziel neben der Vermittlung berufsbezogener Kompetenzen die Förderung personaler, sozialer und methodischer Kompetenzen eingefordert. Das heißt, auch in der Gesundheits- und Krankenpflege bzw. Gesundheits- und Kinderkrankenpflege (wie übrigens ebenfalls in der Altenpflegeausbildung) steht die Vermittlung umfassender beruflicher HandlungskompetenzHandlungskompetenz (vgl. KrPflG, 2003, KrPflAPrV, 2003) im Mittelpunkt. Vor diesem Hintergrund wird die Ausbildung zur Gesundheits- und Krankenpflegerin und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin nicht mehr fächerorientiert, sondern in Orientierung an Handlungs- Handlungsfelderbzw. Lernfeldern durchgeführt. Die komplexeren Lernprozesse bzw. die dabei zugrunde gelegte KompetenzorientierungKompetenzorientierung verlangen zugleich eine entsprechende Ausrichtung des Prüfungswesens in der Pflege im Sinne komplexerer Prüfungsinstrumente und -verfahren.


Die oben genannten Änderungen erforderten somit eine analoge Anpassung curricularer Regelungen – hier am Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen: „Ausbildungsrichtlinie für die staatlich anerkannten Kranken- und Kinderkrankenpflegeschulen in NRW“ (Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW [Hrsg.], 2003) – die sich an ganzheitlichen Lern- bzw. Unterrichtskonzepten orientieren. Der Neuorientierung von der Fächersystematik hin zur Handlungssystematik entspricht konsequenterweise einer Neugestaltung der Prüfungsinstrumente und -verfahren, welche ebenfalls als fächerübergreifende bzw. -integrative Prüfungsanforderungen zu formulieren sind (vgl. z. B. Schneider, 2003, S. 5). Soziales LernenSoziales LernenLernen:soziales, das als LernLernkonzept- bzw. UnterrichtskonzeptUnterrichtskonzept ebenfalls in der o.g. Richtlinie vorgesehen ist, kann nicht losgelöst von fachlichen, methodischen und personalen Kompetenzen umgesetzt werden, sodass hier die Überprüfung des sozialen Lernens als Querschnittsaufgabe innerhalb handlungs-, problem- und erfahrungsorientierter Lern- und Leistungsüberprüfungen gesehen wird.


Um bezogen auf die geforderte berufliche Handlungskompetenz die individuelle Entwicklung der Auszubildenden kontinuierlich beurteilen und bewerten zu können, ist die Konzeption von ganzheitlichen Lern- und Leistungsüberprüfungen unter Berücksichtigung von LernfeldernLernfelder für Pflegeberufe nötig. Notwendig sind dabei Formen der Lernerfolgsüberprüfung, die sich auf alle Dimensionen beruflicher Handlungskompetenz beziehen sowie die Diagnose und Analyse von Lernprozessen und Lernergebnissen ermöglichen (vgl. hierzu z. B. Allendorf, 2002, S. 4).


Mit der o.g. einschlägigen Richtlinie für die Gesundheit- und Krankenpflege sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und die seitens der Schulen des Gesundheitswesens entsprechend nachzuweisenden schulspezifischen Curricula der Ausbildungsstätten wurde mit Beginn des Ausbildungsjahres 2004 (April und/oder Oktober) eine landesweite Qualitätsentwicklung der beruflichen Ausbildung in den Gesundheitsfachberufen vom zuständigen Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW (MGSFF) initiiert. Die Implementation und Dissemination der Richtlinie ist zusätzlich auf der Seite der mit dem MGSFF kooperierenden Hochschulen (Fachhochschule Bielefeld und Kath. Fachhochschule NW, Abt. Köln, und Fachhochschule Münster) durch Fortbildungen und Workshops für Lehrkräfte unterstützt worden.


Angesichts der skizzierten Ausgangslage ergibt sich daher der aktuelle Bedarf einer zielgruppenspezifischen Unterstützung von Lehrkräften an Schulen des Gesundheitswesens wie auch an öffentlichen berufsbildenden Schulen bei der Entwicklung kompetenzorientierter Prüfungsinstrumente und verfahren. So liefert das vorliegende Buch zu diesem Themenkomplex praktisch erprobte und theoretisch fundierte Beispiele. Diese sollen Lehrkräfte dazu anregen bzw. dabei unterstützen, selbstständig ganzheitliche Überprüfungsinstrumente und -verfahren zu entwickeln, zu erproben und möglichst auch zu evaluieren. Aus dem bereits im Vorwort vorgestellten und seitens des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW (MAGS) geförderten Projekts „Lern- und Leistungskontrollen“ werden exemplarisch sechs kompetenzorientierte Instrumente und Verfahren zur Lernerfolgsüberprüfung detailliert vorgestellt. Dabei soll betont werden, dass diese als Beispiele bzw. mögliche Orientierungen und nicht als „beispielhaft“ im Sinne von „idealtypisch“ verstanden werden. Denn einerseits hat sich in der Erprobung und Evaluation dieser in Kooperation von Schule und Hochschule entwickelten Prüfungsinstrumente und -verfahren an einzelnen Stellen ein zu erwartender Überarbeitungs- bzw. Optimierungsbedarf angedeutet und andererseits sind diese Prüfungsdesigns auf die speziellen unterrichtlichen Bedingungen, schulspezifisch angepassten Curricula und bundeslandspezifischen Richtlinien bzw. Curricula abzustimmen. Aus der Perspektive interessierter Lehrkräfte in einem jeweils spezifischen Kontext bzw. schulischen Setting geht es also immer um die Prüfung eines möglichen Transfers der hier in einem Projekt entwickelten Beispiele.


Zur Zielsetzung des Buches bzw. einleitend zur Struktur der im zweiten Kapitel folgenden „Theoretischen Grundlegung“ sei hier angedeutet, dass zunächst der zentrale Begriff Kompetenz diskutiert wird, um diese nicht direkt messbare Kategorie in dem zentralen unterrichtlichen Konzept beruflicher Handlungsorientierung zu verorten. Es folgt die Darstellung von Bezugsnormen und Gütekriterien für Lernerfolgsüberprüfungen.


Aus der Neuorientierung unterrichtlicher Lernprozesse ergibt sich die anschließend dargestellte Notwendigkeit eines stärker kompetenzorientierten Prüfens in der beruflichen Ausbildung. Nach einer Übersicht prinzipiell möglicher Prüfungsmethoden werden dann erste Hinweise auf kompetenzorientierte Lernerfolgsüberprüfungen in den Gesundheitsberufen gegeben. Mit einer ausführlichen Erläuterung rechtlicher und curricularer Rahmenbedingungen für Lernerfolgsüberprüfungen und einer Darstellung der im Bereich der Pflege empfohlenen Überprüfungsverfahren wird die theoretische Grundlegung abgeschlossen. Im dritten Kapitel werden einzelne exemplarische Prüfungsinstrumente und -verfahren auf Basis gemeinsamer Konstruktionsprinzipien als Kern dieses Buches vorgestellt. Das vierte Kapitel zeigt Anregungen und Wege zur Implementierung eines kompetenzorientierten Prüfens und entsprechende Einflüsse auf die Schulentwicklung auf. Im abschließenden fünften Kapitel werden zusammenfassend und ergänzend Perspektiven vom möglichen Transfer in den schulischen Alltag bis hin zu ggf. erforderlichen Änderungen curricularer und prüfungsrechtlicher Regelungen formuliert.










KAPITEL 2 Theoretische Grundlegung






2.1 Klärung und Abgrenzung des Kompetenzbegriffes


Im Folgenden wird eine Annäherung an das Konstrukt Kompetenz bzw. Handlungskompetenz unternommen und anhand von verschiedenen Positionen dargestellt. Der Begriff Kompetenz wird dabei differenziert und in Abgrenzung zu Qualifikationen, Fähigkeiten und Fertigkeiten präzisiert. Im Anschluss erfolgen eine Zusammenschau der aufgeführten Ansätze sowie die Darstellung einer Synthese für eine möglichst definierte und einheitliche Basis des Kompetenzverständnisses, welches hier zugrunde gelegt wird.


Pätzold (1999) orientiert sich primär am Begriff beruflicher Handlungskompetenz. Trotz unterschiedlicher Definitionsansätze dieses Begriffs finden sich Gemeinsamkeiten. Diese Übereinstimmungen beziehen sich auf die Differenzierung in verschiedene Kompetenzbereiche und die Überlegung, dass die berufliche Bildung neben dem beruflichen Leben auch immer für das soziale bzw. gesellschaftliche Leben befähigen soll. Dabei soll in der beruflichen Bildung als implizites Ziel die Generierung von beruflicher Handlungskompetenz angesehen werden. Berufliche Handlungskompetenz wird im Kontext der Berufs- und Wirtschaftspädagogik als ein ganzheitliches Handlungsrepertoire aufgefasst, abhängig vom sozialen Kontext und ebenso von kognitiven, motivationalen und emotionalen Aspekten (vgl. Pätzold, 1999, S. 57).


Eine mögliche Begriffsüberschneidung mit dem Kompetenzbegriff wird in dem Terminus Qualifikation gesehen. Der Begriff Qualifikation wird aufgrund der mangelnden Präzisierung relativ weit gefasst. Unter Qualifikation können Kenntnisse, Fertigkeiten und Haltungen, aber auch Eignung, ein erworbener Abschluss und Statuszuweisungen verstanden werden. Der Kompetenzbegriff umschließt in der Tradition des Bildungsbegriffs die erworbenen handlungswirksamen Qualifikationen. Kompetenz wird als „Befähigung zur Bearbeitung und auch als die Zuständigkeit für die Erledigung bestimmter Aufgaben“ verstanden (vgl. Pätzold, 1999, S. 57).


Die berufliche Handlungskompetenz kann dabei in verschiedene Kompetenzbereiche differenziert werden. Als Unterteilung werden die vier Dimensionen Fachkompetenz, Methodenkompetenz, Sozialkompetenz und Personalkompetenz vorgeschlagen (vgl. Pätzold, 1999, S. 57).



• Die Fachkompetenz beinhaltet dabei berufsspezifische Kenntnisse und Fähigkeiten.



• Unter der Dimension Methodenkompetenz wird die Fähigkeit verstanden, sich neue Kenntnisse und Fähigkeiten anzueignen.



• Die Fähigkeit zur sozialen Interaktion und Kooperation in Teams wird der Sozialkompetenz zugeordnet.



• Unter der Personalkompetenz werden die Anlagen, die Persönlichkeit, das Wissen, das Können und die Fähigkeiten zur Reflexion und Anpassung verstanden (vgl. Pätzold, 1999, S. 58).


Dabei wird jedoch darauf hingewiesen, dass diese Aufteilung eine eher künstliche Trennung darstellt, da die Kompetenzbereiche in konkreten Situationen in einer Wechselbeziehung stehen und in ihrer Summe die berufliche Handlungskompetenz bilden (vgl. Pätzold, 1999, S. 58).


Erpenbeck und von Rosenstiel (2003) nähern sich bei ihrer Betrachtung dem komplexen Begriff Kompetenz und heben ebenfalls Unklarheiten und eine fehlende Charakterisierung des Begriffs hervor. Allerdings nehmen diese Herausgeber zunehmend Einheitlichkeitsbestrebungen wahr, die darauf abzielen, die verschiedenen Kompetenzverständnisse zusammenzuführen.


Kompetenzen sind nach Erpenbeck und von Rosenstiel „Dispositionen selbstorganisierten Handelns“, also „Selbstorganisationsdispositionen“ (vgl. Erpenbeck & v. Rosenstiel, 2003, S. XI).


Kompetenzen sind demnach nicht direkt prüfbare, innere Voraussetzungen und in ihrem eigentlichen Sinne nur durch die Performanz nachzuweisen. Anhand dieser Definition wird eine Abgrenzung der Kompetenz zum Begriff Qualifikation vorgenommen.


Qualifikationen sind erst in der gesondert durchgeführten und genormten Prüfungssituation wahrnehmbare Handlungen, die nacheinander erbracht werden. Gleichermaßen zeigen Qualifikationen einen auf das Ergebnis bezogenen Zertifizierungscharakter auf, wobei unter diesem Aspekt keine Rückschlüsse auf Kreativität und Selbstorganisation der Handlungen geleistet werden können. Demnach sind „Qualifikationen Positionen eines gleichsam mechanisch abgeforderten Prüfungshandelns, sind Wissens- und Fertigkeitspositionen“ (Erpenbeck & v. Rosenstiel, 2003, S. XI). Eine weitere Unterscheidung der beiden Begrifflichkeiten ist die sachverhaltsorientierte Prägung von Qualifikation im Gegensatz zur Subjektzentriertheit von Kompetenz. Weiterhin werden grundlegende Kompetenzdimensionen unterschieden:



1. „Personale Kompetenzen als die Disposition einer Person, reflexiv selbstorganisiert zu handeln.



2. Aktivität- und umsetzungsorientierte Kompetenzen als die Dispositionen einer Person, aktiv und gesamtheitlich selbstorganisiert zu handeln und dieses Handeln auf die Umsetzung von Absichten, Vorhaben und Pläne zu richten.



3. Fachlich-methodische Kompetenzen als Dispositionen einer Person, bei der Lösung von sachlich-gegenständlichen Problemen geistig und physisch selbstorganisiert zu handeln.



4. Sozialkommunikative Kompetenzen als Dispositionen, kommunikativ und kooperativ selbstorganisiert zu handeln“ (Erpenbeck & v. Rosenstiel, 2003, S. XVI).


Hundenborn unternimmt in ihren Ausführungen im Rahmen einer Fachtagung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW (MAGS, 2005) eine Annäherung an den Kompetenzbegriff bzw. das Kompetenzverständnis und versucht zudem eine Abgrenzung zu bereits bestehenden Konzepten.



1. „In seiner zweifachen Bedeutung verweist der Kompetenzbegriff zum einen auf die Zuständigkeit im Sinn von Befugnis, zum anderen auf den Sachverstand, auf die Befähigung zur Bewältigung komplexer Handlungssituationen.



2. Kompetenzen werden verstanden als innere, nicht direkt beobachtbare Voraussetzungen oder Dispositionen selbstorganisierten Handelns.



3. Kompetenz ist die Voraussetzung für Performanz, wobei sich nur Letztere im Handlungsvollzug direkt beobachten lässt.



4. Ein Urteil über Kompetenzen ist als Zuschreibung oder Attribution auf der Grundlage einer Performanzbeobachtung zu verstehen“ (Hundenborn, 2005, S. 11).


Zusammenfassend wird von Hundenborn in weiteren Punkten (5.–8.) der Kompetenzbegriff als situationsgebundene Handlungsfähigkeit akzentuiert, wobei der Begriff Kompetenz mehr sein soll als ein rein situationsbezogenes Personen-Umwelt-Verhältnis. Ebenfalls wird eine Differenzierung der Handlungskompetenz in die Dimensionen Fachkompetenz, Methodenkompetenz, soziale Kompetenz und personale Kompetenz vorgenommen und deren überwiegend heterogene inhaltliche Ausfüllung problematisiert. Im letzten Punkt wird darauf aufmerksam gemacht, dass der Kompetenzbegriff immer auch theoriegebunden und somit kontextabhängig sei (vgl. Hundenborn, 2005, S. 11 f.).


Zudem hebt Hundenborn die Unterschiede zwischen qualifikationsorientierter und kompetenzorientierter Bildungsarbeit hervor. So seien qualifikationsorientierte Bildungsprozesse auf die unmittelbare Verwertbarkeit ausgerichtet und würden durch definierte Lernziele dargestellt. Kompetenzorientierte Bildungsprozesse beinhalteten hingegen formulierte Handlungsziele, auf deren Grundlage subjektbezogene Lerninhalte ausgewählt werden (vgl. Hundenborn, 2005, S. 12 f.).


Bei Betrachtung der vorgestellten Perspektiven zum Begriff Kompetenz offenbaren sich die jeweils unterschiedlichen Definitionen bzw. Bedeutungen von Kompetenz. Vor allem zeigt sich, dass Kompetenz in unterschiedlichen Kontexten Anwendung findet.


Der Begriff Kompetenz tritt in der berufspädagogischen Diskussion in Abgrenzung zu und neben den Begriffen Fertigkeit, Fähigkeit und Qualifikation immer mehr in den Vordergrund, bleibt aber hinsichtlich eines einheitlichen Bedeutungsverständnisses schwer fassbar. Fähigkeiten und Fertigkeiten sind demnach Erfordernisse zur Bearbeitung einer bestimmten Aufgabe und können als Grundlagen für die Handlungskompetenz angesehen werden. So erscheint nach Pätzold (1999) besonders die Abgrenzung der Kompetenz zum weit gefassten Begriff der Qualifikation teilweise uneindeutig und überlappend. Nach Erpenbeck und von Rosenstiel (2003) sowie Hundenborn (2005) besteht jedoch eine deutliche Abgrenzung des eher subjektbezogenen und ganzheitlichen Kompetenzbegriffs zu dem eher engeren Begriff Qualifikation, der unmittelbar auf die Verwendung von konkreten Tätigkeiten und Fertigkeiten bezogen ist.


Im Rahmen eines vom BMBF und ESF geförderten Projekts „ANKOM Gesundheitsberufe nach BBiG“ (Bonse-Rohmann, Burchert, Evers, Hüntelmann) wurden aus einer Gegenüberstellung der nationalen und international gebräuchlichen Verständnisse zum Kompetenzbegriff mittels einer Synthese die zentralen Punkte nach dem Kriterium einer intersubjektiven Übereinstimmung zusammengestellt:



• „Fähigkeit/Disposition zur Selbstorganisation (Subjektbezug)



• zur Bewältigung möglichst komplexer, offener Situationen in beruflichen, privaten oder sozialen Kontexten (Situationsbezug)



• wird erst im Handlungsvollzug (Performanz) sichtbar und somit messbar



• sollte zur Differenzierung in verschiedene Bereiche/Dimensionen unterteilt werden“ (Bonse-Rohmann et. al., 2006, S. 77).


Vor dem Hintergrund der verschiedenen Ansätze und der dargestellten Synthese des Kompetenzbegriffes lassen sich zusammenfassend zentrale Definitionscharakteristika darstellen, die dem o. g. Projekt und den Ausführungen dazu in diesem Buch zugrunde gelegt wurden.









Kompetenz wird verstanden:






• als ein ganzheitliches Handlungspotenzial



• mit einem deutlichen Subjekt- und Situationsbezug



• als Disposition einer Person, selbstorganisiert zu handeln



• als Disposition zur Bewältigung komplexer Handlungssituationen in verschiedenen Kontexten



• unter Rückgriff auf bereits vorhandene Fähigkeiten und Fertigkeiten



• wird in verschiedene Bereiche/Dimensionen unterteilt



• wird nur in der Performanz sichtbar.








Es zeigt sich die übergreifende Tendenz, das Konstrukt Kompetenz in verschiedene Bereiche/Dimensionen zu unterteilen. Die Unterteilung erfolgt jeweils anhand von vier Dimensionsbereichen, wobei mehrheitlich die folgenden Dimensionen benannt werden:



• Personal-/Selbstkompetenz



• Methodenkompetenz



• Sach-/Fachkompetenz



• Sozialkompetenz.


Anschließend wird hier der Versuch unternommen, exemplarisch eine Zielformulierung der „Ausbildungsrichtlinie für die staatlich anerkannten Kranken- und Kinderkrankenpflegeschulen in NRW“ (MGSFF, 2003) anhand der unterschiedlichen Perspektiven wie der Fähigkeit und Fertigkeit, der Qualifikation und der Kompetenz darzustellen.









Beispiele für die Lerneinheit I.3: Sich bewegen






Fähigkeiten- und fertigkeitenorientierte Zielformulierung


Die Schülerinnen können aktive und passive Bewegungsübungen durchführen.









Qualifikationsorientierte Zielformulierung


Die Schülerinnen können anhand eines Fallbeispiels Methoden zur Erhaltung, Förderung und Wiederherstellung der Beweglichkeit, z. B. aktive und passive Bewegungsübungen, ausführen.









Kompetenzorientierte Zielformulierung


Die Schülerinnen können selbstständig komplexe Situationen in ihrer Bedeutung für die Beweglichkeit analysieren und beurteilen. Sie verfügen über die Fähigkeiten und Fertigkeiten, um diese Situationen zu gestalten. Dies schließt die Durchführung aktiver und passiver Bewegungsübungen ein.












Dimensionen beruflicher Handlungskompetenz


Im Folgenden werden nun Definitionen für die innerhalb der vorgestellten Synthese der verschiedenen Kompetenzverständnisse deutlich gewordene mehrheitliche Unterteilung von beruflicher Handlungskompetenz in die Dimensionen Fach-, Personal-, Sozial- und Methodenkompetenz vorgestellt.


„Fachkompetenz bezeichnet die Bereitschaft und Fähigkeit, auf der Grundlage fachlichen Wissens und Könnens Aufgaben und Probleme zielorientiert, sachgerecht, methodengeleitet und selbstständig zu lösen und das Ergebnis zu beurteilen“ (KMK, 2000, S. 9). Bei dieser Definition geht man davon aus, dass es berufs- und fachspezifische Anforderungen gibt, für deren Bewältigung man korrespondierendes Fachwissen und fachliches Können benötigt (vgl. Kaiser & Pätzold, 1999, S. 246).


Die Personalkompetenz drückt die Bereitschaft und Fähigkeit des Einzelnen aus, die eigene Persönlichkeit mit ihren Entwicklungschancen, Anforderungen und Einschränkungen, bezogen auf Familie, Beruf und Gesellschaft, zu reflektieren und zu bewerten (vgl. Pätzold, 1999, S. 58; KMK, 2000, S. 9). Sie umfasst dabei persönliche „Eigenschaften wie Selbstständigkeit, Kritikfähigkeit, Selbstvertrauen, Zuverlässigkeit, Verantwortungs- und Pflichtbewusstsein. Zu ihr gehören insbesondere auch die Entwicklung durchdachter Wertvorstellungen und die selbstbestimmte Bindung an Werte“ (KMK, 2000, S. 9).


„Sozialkompetenz umfasst Fähigkeiten, z.B. in Teams unterschiedlicher sozialer Struktur kommunikativ und kooperativ zusammenzuarbeiten“ (Kaiser & Pätzold 1999, S. 58). Der Begriff Sozialkompetenz schließt dabei kommunikative Kompetenzen ausdrücklich mit ein. Ferner gehören hierzu insbesondere auch die Fähigkeit, in Problemsituationen konstruktiv miteinander umzugehen, und die Entwicklung sozialer Verantwortung (vgl. KMK, 2000, S. 9; BEA – Wirtschafts- und Organisationsberatung GmbH, 2005).


Methodenkompetenz bedeutet, die kognitiven Fähigkeiten flexibel einzusetzen, um somit situationsgerecht zu handeln. Sie bezeichnet weiterhin die Fähigkeit und Bereitschaft, Mittel und Wege zur erfolgreichen Aufgabenbewältigung zu kennen und anzuwenden. Hierzu zählt vor allem, Probleme zu erkennen und mithilfe von geeigneten Strategien selbstständig zu lösen. Zur Methodenkompetenz gehören u. a. Strategien zur Informationsbeschaffung, Arbeitsplanung, Arbeitsstil, Anpassungsfähigkeit, Problemlösungs- und Kreativitätstechniken (vgl. Pätzold, 1999, S. 58; BEA, 2005).















2.2 Kompetenzorientierung durch handlungsorientierten Unterricht


Die Ausführungen im vorangehenden Kapitel zum zugrunde liegenden Verständnis des Begriffes Kompetenz bzw. berufliche Handlungskompetenz machen deutlich, dass die (berufliche) Handlung im Mittelpunkt didaktischer Überlegungen der Berufsbildung stehen sollte, wobei sich besonders der handlungsorientierte Unterricht als didaktisches Konzept in der Umsetzung eignet. Bader (2004, S. 61) stellt hierzu die Hypothese auf, dass berufliche Handlungskompetenz besonders durch Lehr-Lern-Arrangements gefördert wird, die sich an Handlungen orientieren.


In der der aktuellen didaktischen Diskussion findet eine umfassende Auseinandersetzung mit dem Begriff Handlungsorientierung statt, wobei im Mittelpunkt meist das Abzielen auf „überlegtes und systematisches Handeln“ (Reetz & Seyd, 1995, zit. nach Berchtold & Stock, 2006) steht. Hierfür wird vorausgesetzt, „dass der Lernprozess sinnvolle Ziele in Form von Aufgaben und Problemen enthält, von denen her der Lernende seine Aktivitäten zunehmend selbstständig organisieren kann. Denken und praktisches Handeln sind eng aufeinander bezogen, weil sie die gleiche Struktur besitzen“ (Reetz & Seyd, 1995, zit. nach Berchtold & Stock, 2006). In Anlehnung an Gudjons (1998, zit. nach Berchtold & Stock, 2006) wird Handlungsorientierung durch folgende Merkmale beschrieben:



• Aktivierung möglichst vieler Sinne



• Selbstverantwortung und Methodenkompetenz der Lernenden



• Orientierung auf das Ergebnis



• kooperatives Handeln



• Lebensbezug.



Als Leitidee der Handlungsorientierung gilt es, die Lernenden zu „eigenem Urteil und zu kompetentem und verantwortlichem Handeln zu befähigen“ (Achtenhagen & Tramm, 1993, S.167).


Nach Schewior-Popp (2005, S. 6) richtet sich Handlungsorientierung einerseits am zielgerichteten beruflichen Handeln aus. Andererseits wird die Methodik der Inhaltsvermittlung sowie das Handeln der Lernenden im Unterricht in den Blick genommen. Somit stellt die Handlungsorientierung ein didaktisches Konzept dar, das die Fach- und Handlungssystematik integriert.









Es gilt im Rahmen dieses Konzeptes,






• „Planungs-, Durchführungs- und Evaluationsprozesse zu integrieren



• sich an typischen Handlungsfeldern und Arbeitsaufgaben zu orientieren



• sich an leistungs-, sach-, sozial- und persönlichkeitsbezogenen Lernvoraussetzungen der Lernenden zu orientieren und zur berufs- und persönlichkeitsrelevanten Weiterentwicklung derselben beizutragen



• berufliches Handeln als theorie- und erfahrungsgeleitet und damit (verantwortungs-)bewusst und begründbar zu verstehen



• einem aktuellen (fach-)wissenschaftlichen Gütemaßstab verpflichtet zu sein



• es den Lernenden zu ermöglichen, Handeln reflektiert zu erlernen“ (Schewior-Popp, 1998; Schewior-Popp & Lauber, 2003; zit. nach Schewior-Popp, 2005, S. 6).








Inhalte des Unterrichts sollen sich also auf berufliche Handlungen beziehen und demzufolge an Arbeitsprozessen orientieren. Dieses setzt allerdings eine theoretische Konzeptualisierung voraus (vgl. Bader, 2003, S. 211).


Verbindlich geregelt ist eine zentrale didaktische Orientierung jedoch lediglich für die berufsbildenden Schulen, die in den Zuständigkeitsbereich des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) bzw. der Handwerksordnung (HWO) fallen. Hierzu wurden im Jahr 2000 die „Handreichungen für die Erarbeitung von Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz (KMK) für den berufsbezogenen Unterricht in der Berufsschule und ihre Abstimmung mit Ausbildungsordnungen des Bundes für anerkannte Ausbildungsberufe“ von der KMK verabschiedet. Dabei wird von Veränderungen auf sozialer und ökonomischer Ebene ausgegangen, z. B. Abbau von Hierarchien in Unternehmen, die Orientierung der Arbeitsaufgaben an Dienstleistungsfunktionen, Vernetzung von Kommunikation und Information und welche neuen Kompetenzanforderungen (Fach-, Personal- und Sozialkompetenz) sich für die berufliche Ausbildungen ergeben (vgl. KMK, 2000, S. 3). Die KMK benennt in diesen Handreichungen den handlungsorientierten Unterricht ausdrücklich als didaktisches Konzept, um das Lernen in der Berufsschule in Beziehung zum konkreten beruflichen Handeln zu setzen. Dabei werden für den handlungsorientierten Unterricht folgende grundlegenden Aspekte benannt:



• „Didaktische Bezugspunkte sind Situationen, die für die Berufsausübung bedeutsam sind (Lernen für Handeln).



• Den Ausgangspunkt des Lernens bilden Handlungen, möglichst selbst ausgeführt oder aber gedanklich nachvollzogen (Lernen durch Handeln).



• Handlungen müssen von Lernenden möglichst selbstständig geplant, durchgeführt, überprüft, ggf. korrigiert und schließlich bewertet werden.



• Handlungen sollten ein ganzheitliches Erfassen der beruflichen Wirklichkeit fördern, z. B. technische, sicherheitstechnische, ökonomische, ökologische, soziale Aspekte einbeziehen.



• Handlungen müssen in die Erfahrung der Lernenden integriert und in Bezug auf ihre gesellschaftlichen Auswirkungen reflektiert werden.



• Handlungen sollen auch soziale Prozesse, z. B. der Interessenerklärung oder der Konfliktbewältigung, einbeziehen“ (KMK, 2000, S. 10).


Rahmenlehrpläne werden dabei seit der ersten Fassung der „Handreichung für die Erarbeitung von Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz (KMK) für den berufsbezogenen Unterricht in der Berufsschule und ihre Abstimmung mit Ausbildungsordnungen des Bundes für anerkannte Ausbildungsberufe“ zunehmend nach Lernfeldern strukturiert. Eine etwas ausführlichere Auseinandersetzung mit dem Lernfeldkonzept erscheint an dieser Stelle erforderlich, da dieses Konzept inzwischen auch die Berufsbildung der Gesundheitsfachberufe erreicht hat. Nachdem in den Berufsbildungsgängen des dualen Ausbildungssystems bei allen neu geordneten oder neu entwickelten Ausbildungsberufen bereits seit einigen Jahren die Lernfelddidaktik für den berufsschulischen Unterricht die Regel ist, fordert die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der Krankenpflege erst neuerdings eine Auseinandersetzung mit diesem Thema (vgl. KrPflAPrV 2003).


Wesentliche Diskussionsbeiträge zum Lernfeldkonzept und dessen Standards haben seit über 10 Jahren Bader und Sloane geliefert. Danach sind Lernfelder so konzipiert, dass die traditionelle Organisation des Berufsschulunterrichts in Fächern und Fachsystematiken aufgegeben wird und an ihre Stelle eine fachübergreifende Ausrichtung des Unterrichts tritt. Diese orientiert sich primär an beruflich relevanten Handlungszusammenhängen und berufstypischen Arbeitsverfahren (vgl. Bader & Schäfer, 1998; Bader, 2003; Bader & Sloane, 2000; Bader & Sloane, 2002). Lernfelder werden aus Handlungsfeldern extrahiert sowie didaktisch reflektiert und gestaltet. Im Folgenden wird in Anlehnung an Bader (2003, S. 214 f.) und Schewior-Popp (2005, S. 9) der Zusammenhang zwischen Handlungsfeldern, Lernfeldern und Lernsituationen dargestellt.


Nach Bader (2003, S. 213) sind Handlungsfelder: „… zusammengehörige Aufgabenkomplexe mit beruflichen sowie lebens- und gesellschaftsbedeutsamen Handlungssituationen, zu deren Bewältigung befähigt werden soll. Handlungsfelder sind immer mehrdimensional, indem sie stets berufliche, gesellschaftliche und individuelle Problemstellungen miteinander verknüpfen. Die Gewichtung der einzelnen Dimensionen kann dabei variieren. Eine Trennung der drei Dimensionen hat nur analytischen Charakter“.


Um Handlungsfelder zu identifizieren und zu formulieren, müssen berufstypische Arbeitsprozesse erfasst und analysiert werden. Von Bedeutung sind ferner Ausbildungsbedingungen wie Eingangsqualifikation der Auszubildenden, Ausbildungsabbrüche, Verbleib im Beruf und Berufswechsel. Handlungsfelder beschreiben einerseits das sogenannte „Kerngeschäft“ des Berufes und andererseits eher randständige Bereiche. Es muss demzufolge genau analysiert werden, welche Handlungsfelder inhaltlich für die Ausbildung relevant sind. Bei der Beschreibung von Handlungsfeldern muss klar werden, welche Funktion das Handlungsfeld im gesamten Berufs- und Arbeitsprozess erfüllt und welche Qualifikationen bzw. Kompetenzen das berufliche Handeln im beschriebenen Handlungsfeld erfordert. Bei der Auswahl von Handlungsfeldern als Basis für die Konstruktion von Lernfeldern müssen diese hinsichtlich ihrer gegenwärtigen, zukünftigen und exemplarischen Bedeutung für die Lernenden beurteilt werden (vgl. Bader, 2003, S. 214 f.; Schewior-Popp, 2005, S. 9).


Nach Bader (2003, S. 213) sind Lernfelder „didaktisch begründete, schulisch aufbereitete Handlungsfelder. Sie fassen komplexe Aufgabenstellungen zusammen, deren unterrichtliche Bearbeitung in handlungsorientierten Lernsituationen erfolgt. Lernfelder sind durch Zielformulierungen im Sinne von Kompetenzbeschreibungen und durch Inhaltsangaben ausgelegt“.


Bei der Konstruktion von Lernfeldern ist es allerdings grundsätzlich notwendig, vertiefte Kenntnisse über die Struktur des gesellschaftlichen Handlungssystems zu haben, dem der entsprechende Ausbildungsberuf zugeordnet ist, und diese didaktisch zu reflektieren. Reine Kenntnisse darüber, wie sich die berufstypischen Aufgaben und Handlungsabläufe im Idealfall des jeweiligen Berufs darstellen, greifen daher zu kurz (vgl. Bader, 2003, S. 211).


Für die berufliche Bildung im Bereich der Pflege ist es deshalb erforderlich, zunächst einmal „die Strukturen, den Aufbau und die (Arbeits-)Organisationsformen des Handlungssystems der Gesundheitswirtschaft zu betrachten“ (BIBB, 2005a) und für die Konstruktion von Lernfeldern als Orientierung zu nutzen. Dieses Handlungssystem der Gesundheitswirtschaft unterteilt sich in unterschiedliche berufliche Handlungsfelder (z. B. Krankenhauswesen, Altenhilfe, Primärversorgung und ambulante Dienste), die erst zusammen das Handlungssystem bilden und gleichzeitig die berufstypischen Aufgaben der Berufe bestimmen bzw. an der Definition dieser beteiligt sind (vgl. BIBB, 2005a). Eine differenzierte Betrachtung des Handlungssystems ermöglicht es, die Ausbildungsberufe im Berufsfeld „Pflege“ mit ihren Kompetenzen und Qualifikationen im Handlungssystem der Gesundheitswirtschaft zu verorten und ihre berufsspezifischen Beiträge zum Handlungsfeld differenziert zu verstehen. Berufliche Handlungsfelder bieten daher die didaktische Grundlage für die Konzeption von Lernfeldern und sollten den Ausgangspunkt bilden (vgl. BIBB, 2005a).


Die ausgewählten Handlungsfelder werden nun zu einem Lernfeldarrangement transformiert. Dazu gehört die Erweiterung um einzelne Handlungsgebiete bzw. -aspekte, um neben der Fachkompetenz auch andere Kompetenzbereiche zu fördern (vgl. Bader, 2003, S. 214 f.; Schewior-Popp, 2005, S. 9). Lernfelder erfassen ferner den betrieblichen Kontext, in dem der Auszubildende arbeitet, jedoch nicht nur als reinen Arbeitsraum, sondern sie verstehen das Arbeitsumfeld ebenso als persönlichen Lebensraum.


„Insofern ist bei der unterrichtlichen Umsetzung der Lernfelder immer von der individuellen Lebenssituation der Auszubildenden in den Einrichtungen und Betrieben der Altenhilfe und in der Gesellschaft auszugehen. Das Ziel ist die Herausbildung einer beruflichen Identität als Bestandteil von sozialer Integration. Daraus folgt, dass zum Beispiel biografische und soziale Themenstellungen in den Ausbildungsunterricht einbezogen werden müssen“ (BIBB, 2005).


Diese für die Altenhilfe getroffene Feststellung lässt sich analog auch auf die Pflegeberufe übertragen.


Bei der curricularen Strukturierung ist darauf zu achten, ob einzelne Lernfelder aufgrund ihrer exemplarischen Bedeutung besonders gewichtet werden sollten oder ob eine bestimmte Anordnung bzw. Verteilung auf die einzelnen Ausbildungsjahre sinnvoll erscheint. Entsprechend den KMK-Vorgaben werden Lernfelder so formuliert, dass die zu entwickelnden Kompetenzen, Inhalte, die theoretische Fundierung, zu berücksichtigende Lernvoraussetzungen, Zeitrichtwerte sowie die Arbeitsprozesse, auf die im Lernfeld Bezug genommen wird, darin beschrieben werden.


Die Lernfelder werden nun zu Lernsituationen konkretisiert. Dabei sind die besonders zu entwickelnden Kompetenzen auszuweisen sowie festzuhalten, welche Methoden und Fertigkeiten in der Lernsituation zum Tragen kommen. Des Weiteren sind das Anspruchsniveau, die theoretische Fundierung, Formen der Lernortkooperation, Methoden der Unterrichtsgestaltung und Ergebnissicherung sowie Formen des Lernens festzulegen, z. B. soziales Lernen etc. (vgl. Bader, 2003, S. 214 f.; Schewior-Popp, 2005, S. 9).


Ein weiterer wichtiger Aspekt des Lernfeldkonzeptes beinhaltet die Änderung der Verbindlichkeiten bei der Unterrichtsgestaltung: Das Lernfeldkonzept verändert die Zuständigkeiten des herkömmlichen Standards, bei denen Lernziele und Unterrichtsinhalte der Lehrkraft vorgegeben sind. Die Lehrkraft bekommt mit Einführung des Lernfeldkonzeptes deutlich mehr Gestaltungsspielraum bezüglich der Auswahl der Unterrichtsinhalte und der Entscheidung, wie die angestrebte berufliche Handlungskompetenz im Rahmen des Unterrichts gefördert werden soll (vgl. BIBB, 2005).


Letztendlich muss sich die Wirkungsfähigkeit dieser neuen didaktischen Orientierung im Ausbildungsbereich und deren Berechtigung in den entsprechenden Lernerfolgsüberprüfungen beweisen.


„Wenn die schulische Berufsausbildung den Kriterien der Anwendungsbezogenheit und der Handlungsorientierung verpflichtet ist, müssen berufliche Prüfungen genau diese Kriterien spiegeln, um den Leistungsstand der Prüfungsteilnehmer/innen realistisch beurteilen zu können. Wenn aber Prüfungen im Zentrum dennoch auf, Faktenwissen‘ und schriftliche Leistungsnachweise abheben, besteht die ernsthafte Gefahr, dass Lernfeldausbildung und Projektunterricht ihrer Leistungsfähigkeit beraubt werden“ (BIBB, 2005).


Vor diesem Hintergrund stellt das BIBB (2005) fest, dass es gerade für die neu strukturierten Berufsausbildungen im Bereich der Pflege notwendig und eigentlich unabdingbar ist, die Handlungsorientierung auch in Prüfungssituationen zu übertragen. Hierfür sollten vor allem kompetenzorientierte Prüfungsinstrumente und -verfahren berücksichtigt werden.









2.3 Lernerfolgsüberprüfungen – Bezugsnormen und Gütekriterien


Eine Lernerfolgsüberprüfung hat in der Regel eine doppelte Funktion: Zum einen sollen Aussagen zur persönlichen Weiterentwicklung des Lernenden getroffen und zum anderen ein benoteter Qualifikationsnachweis erstellt werden können.


So steht bei einer entsprechenden Überprüfung unter dem Aspekt der Beurteilung der individuelle Lernerfolg im Vordergrund. Dabei stellt sich der Lernerfolg sowohl in Lernprozessen als auch in Lernergebnissen dar. Somit ist die Lernbeurteilung als fortlaufender Prozess zu sehen, der Aussagen zur individuellen Entwicklung der Lernenden bzw. Auszubildenden macht. Eine Bewertung der erbrachten Leistungen hingegen orientiert sich an stärker formalisierten Kriterien. Sie findet punktuell (in zeitlich größeren Abständen oder am Ende eines Lern- bzw. Arbeitsprozesses) statt und gibt in den meisten Fällen abschließend ein Urteil in Form einer Note ab (vgl. hierzu auch Schneider, 2003, S. 4).


Damit eine Lernerfolgsüberprüfung überhaupt durchgeführt werden kann, sollten die Bewertenden einen Maßstab bzw. einen Standard festgelegt haben, nachdem sie beurteilen bzw. bewerten. Die drei zentralen Bezugsnormen, die zur Lernerfolgsbeurteilung und Lernerfolgsüberprüfung herangezogen werden, sollen hier kurz beschrieben werden.


Im Allgemeinen bezeichnen Bezugsnormen die generelle Perspektive, die für die Interpretation des Testwertes herangezogen werden soll. Folgende Bezugsnormen/Gütemaßstäbe sind zu unterscheiden:



• Individuelle Bezugsnorm = Vergleichsperspektive ist der zeitliche Längsschnitt der individuellen Leistungsentwicklung einer Person (intraindividuell, z. B. einer Schülerin).



• Soziale (oder normative) Bezugsnorm = Vergleichsperspektive ist die Leistungsverteilung innerhalb der bewerteten Gruppe; Vergleich zu den Leistungsergebnissen anderer Gruppenmitglieder und Bestimmung eines Rangplatzes (interindividuell, z. B. die Mitschülerin in der Klasse).



• Kriteriale (oder sachliche) Bezugsnorm = Leistung in Relation zu einem oder mehreren vorher festgelegten Erfolgskriterien (z. B. eine Lösung kann richtig oder falsch sein) (vgl. Heckhausen, 1989, S. 271 ff.).


Der Vorgang der Lernerfolgsüberprüfung erfolgt oftmals anhand unterschiedlicher Bezugsnormen. Laut Schneider (2003, S. 7) werden Bezugsnormen im Prüfungsalltag selten bewusst eingesetzt und voneinander getrennt. Infolgedessen finden sich in der täglichen Prüfungspraxis häufig Mischformen der beschriebenen Bezugsnormen, wobei hier eine Differenzierung nicht nur aus formalen bzw. systematischen Gründen anzustreben ist.


Weiterhin erscheint es sinnvoll, sich bei der Entwicklung von Prüfungsinstrumenten mit Haupt- und Nebengütekriterien für eine Lernerfolgs- und Leistungsüberprüfung zu beschäftigen. Diese stellen allgemeine Rahmenbedingungen für die Konstruktion bzw. Entwicklung von Lernerfolgsüberprüfungen dar, die es zu berücksichtigen gilt, um wissenschaftlichen bzw. testtheoretischen Qualitätsansprüchen von Prüfungen zu genügen.









Hauptgütekriterien für Lernerfolgsüberprüfungen


Aktuelle und zukünftige Bewertungsverfahren müssen sowohl den klassischen Gütekriterien der Validität, Reliabilität und Objektivität als auch prüfungsökonomischen Aspekten gerecht werden. In diesem Zusammenhang werden Haupt- und Nebengütekriterien als Qualitätsstandards verstanden, die bei Messungen wie schulischen Tests oder Prüfungen dazu beitragen sollen, die Qualität zu sichern und Irrtümer bei der Ermittlung von Ergebnissen zu vermeiden (vgl. Walzik, 2002, S. 5). Im nachstehenden Abschnitt wird in Anlehnung an Lienert und Raatz (1998) sowie Richter (2002) die Bedeutung der Hauptgütekriterien Objektivität, Reliabilität und Validität und der Nebengütekriterien Angemessenheit, Trennschärfe, Handhabbarkeit und Transparenz vor dem Hintergrund der noch vorzustellenden Prüfungsinstrumente und -verfahren erläutert.






Objektivität


Ein zentrales Gütekriterium für Lernerfolgsüberprüfungen ist die Objektivität bzw. die Unvoreingenommenheit der Prüfenden und ihrer Maßnahmen in diesem Zusammenhang (vgl. Richter, 2002, S. 7). Die Objektivität einer Prüfung gibt an, in welchem Ausmaß die Prüfungsergebnisse unabhängig von den Prüfungsanwenderinnen (hier: Lehrerinnen) sind. Dabei sind schriftliche Prüfungen i. d. R. den mündlichen Verfahren gegenüber im Vorteil (vgl. Bortz & Döring, 2002, S. 194).


Jäger (2001) nimmt weiterhin die folgende Unterteilung vor:



• Durchführungsobjektivität: Alle Prüflinge erhalten gleiche Aufgabenstellung und gleiche Arbeitsbedingungen.



• Auswertungsobjektivität: Prüfungsleistungen werden nach den gleichen Bewertungskriterien beurteilt.




• Interpretationsobjektivität: Die gewonnenen Daten werden in das gleiche Raster eingeordnet, um zu einer abschließenden Bewertung zu kommen.


Darüber hinaus ergänzt Lissmann (1997, S. 33) in diesem Kontext, dass eine mündliche Prüfung nur dann objektiv ist, wenn mehrere Prüferinnen voneinander unabhängig bei der Beurteilung einer Prüfungsleistung zum gleichen Ergebnis bzw. zur gleichen Note gelangen.









Reliabilität


Reliabilität bedeutet Zuverlässigkeit. Unter Reliabilität wird das Hauptgütekriterium verstanden, welches die Messgenauigkeit des Verfahrens angibt. Als Messgenauigkeit wird dabei nicht die Zahl der Dezimalstellen der Messwerte bezeichnet, sondern die Zuverlässigkeit, mit der bei einer wiederholten Messung unter gleichen Bedingungen dasselbe Messergebnis herauskommt. Nach der klassischen Testtheorie erhöht sich die Reliabilität einer Prüfung dann, wenn die Ergebnisse möglichst wenig von „zufälligen“ Fehlern beeinflusst werden (vgl. Mietzel, 2001, S. 418).


Dabei kann unterschieden werden, ob man sich auf die Prüferin als „Messinstrument“ bezieht (mehrere Lehrerinnen bewerten eine Prüfung = Paralleltest-Reliabilität) oder den Beurteilungsbogen für den Messvorgang voraussetzt (eine Lehrerin bewertet eine Prüfung mehrmals = Wiederholungsreliabilität) (vgl. Jäger, 2001). Bei schriftlichen und mündlichen Prüfungen kann man von einer hohen Reliabilität ausgehen, wenn die Beurteilung eines Prüflings von einer oder mehren Prüferinnen zu unterschiedlichen Zeitpunkten gleich ausfällt (vgl. Lissmann, 1997, S. 34).









Validität


Validität bedeutet Gültigkeit. Damit wird der Grad der Genauigkeit, mit dem ein Testverfahren tatsächlich das misst, was es messen soll, zum Ausdruck gebracht. Die Validität ist das wichtigste, jedoch auch das am schwierigsten zu bestimmende Hauptgütekriterium. Somit steht unter diesem Aspekt die Frage im Vordergrund, ob die Prüfung bzw. das Prüfungsinstrument wirklich eine bestimmte Leistung, die Qualität bestimmter Fertigkeiten, versteckte Begabungen usw. misst, wenn sie bzw. es vorgibt, dies messen zu wollen (vgl. Gage & Berliner, 1996, S. 596).


Bei schulischen Leistungen ist nach Jäger (2001) dabei vor allem die curriculare Genauigkeit (Inhaltsvalidität) von Bedeutung. Diese kann z. B. durch einen Vergleich zwischen den Aufgabenstellungen einer Prüfung und entsprechend formulierten Lernzielen des Curriculums durch Expertinnen erfolgen. Weiterhin wichtig ist die Übereinstimmungsvalidität, welche Auskunft darüber gibt, in welchem Umfang eine herkömmliche Prüfung zu einer vergleichbaren Beurteilung gekommen wäre.












Nebengütekriterien für Lernerfolgsüberprüfungen


Als weitere wichtige Gütekriterien im Zusammenhang mit Lernerfolgsüberprüfungen gelten die Nebengütekriterien. Dabei ist zu betonen, dass durch die Bezeichnung keine Wertigkeit der Gütekriterien hinsichtlich ihrer Bedeutung für den Schulalltag ausgedrückt werden soll. Gerade die Berücksichtigung der Nebengütekriterien kann für eine Bewährung und Verstetigung neuer Prüfungsinstrumente und -verfahren einen wesentlichen Beitrag leisten.






Angemessenheit


Eine sowohl inhaltliche als auch methodische Abstimmung der Lernerfolgsüberprüfung auf den Unterricht in Bezug auf die gestellten Anforderungen ist von hoher Bedeutung. Besonders für den Bereich der beruflichen Bildung erscheint es sinnvoll, Handlungswissen wie auch die fachlichen Inhalte gestuft zu überprüfen, d. h. eventuell im ersten Jahr der Ausbildung überschaubare Handlungen oder Teilhandlungen in Prüfungssituationen einzubeziehen, damit die Lernenden nicht durch die Komplexität überfordert werden. Es ist daher erforderlich, ein angemessenes Prüfungsniveau festzulegen, das sich am jeweiligen Ausbildungsstand orientiert (vgl. Richter, 2002, S. 6 f.).









Trennschärfe


Beim Erfassen von Einzelleistungen in einer Lerngruppe steht die Trennschärfe mit dem Schwierigkeitsgrad einer Aufgabe in engem Zusammenhang. Jede Lernerfolgsüberprüfung hat auch eine Allokationsfunktion, d. h. es soll für die Einzelne deutlich werden, an welcher Stelle sie in Bezug auf ihre Lernleistung innerhalb der Lerngruppe steht. Daraus folgt, dass z. B. eine Prüfung, die nur aus sehr leichten Aufgaben besteht, die jede lösen kann, keine Trennschärfe aufweist. Daher versucht man, zur Erhöhung der Trennschärfe möglichst viele Aufgaben zu stellen, die einen mittleren Schwierigkeitsgrad aufweisen (vgl. Sacher, 2004, S. 138 ff.).









Handhabbarkeit


Die verwendeten Prüfungsinstrumente müssen von den vor Ort unterrichtenden Lehrerinnen als handhabbar beurteilt bzw. leicht anzuwenden und auszuwerten sein. Das heißt, unterschiedliche Verfahren zur Lern- und Leistungskontrolle werden sich im Schulalltag nur dann bewähren, wenn sie mit einem angemessenen Zeit- und Arbeitsaufwand stattfinden. Auch komplizierte statistische Verfahren mögen vielleicht aus Sicht der Lernpsychologie anzustreben sein, könnten jedoch die Lernenden inhaltlich und die Lehrenden bei der Auswertung wegen eines unangemessenen hohen Aufwandes überfordern (vgl. Richter, 2002, S. 7).









Transparenz


Ferner wird der Aspekt der Transparenz einer Lern- und Leistungsüberprüfung genauer betrachtet. Schülerinnen sollten einen Überblick darüber erhalten, was sie in der Prüfung erwartet und wie der Erwartungshorizont der Lehrerin gesteckt ist. Lehrerinnen sollten diese Aspekte bereits vor der Durchführung der Prüfung mit den Schülerinnen besprechen und eventuell auch gemeinsam Beurteilungskriterien entwickeln. Einige Maßnahmen, um die Transparenz bei Lernerfolgsüberprüfungen sicherzustellen, benennt Richter (2002, S. 7):



• „Bekanntgabe oder Vereinbarung der Anforderungen für die Durchführung der Lernerfolgsüberprüfung



• Vereinbarungen über die Art der Darstellung



• Angabe der Gewichtung der verschiedenen Teilbereiche bzw. Teilaufgaben vor oder während der Durchführung der Maßnahme



• Darlegung und Begründung für die Durchführung der Lernerfolgsüberprüfung



• Darstellung und Begründung des eigenen Standpunktes (als Lehrender) nach Auswertung der Lernerfolgsüberprüfung“.


Die bis zu diesem Punkt benannten Aspekte und Kriterien sollten bei der Gestaltung und Entwicklung von Lernerfolgsüberprüfungen im Rahmen eines handlungsorientierten Unterrichtes Berücksichtigung finden. Auch für das Konzept der Handlungsorientierung und die darauf bezogenen kompetenzorientierten Lernerfolgsüberprüfungen gelten uneingeschränkt die hier vorgestellten Bezugsnormen und spezifisch angepassten Gütekriterien.


















2.4 Lernerfolgsüberprüfungen im handlungsorientierten Unterricht


Seit Einführung des Lernfeldkonzepts u. a. in den Bereich der dualen Berufsausbildung steht besonders die Frage der Beurteilung von erworbenen Kompetenzen im Mittelpunkt der Diskussion. Es ist erforderlich, neue Formen der Lernerfolgsüberprüfung zu entwickeln, wenn man dem Anspruch gerecht werden will, dass ein Zusammenhang zwischen Lernerfolgsüberprüfungen und dem Unterrichtskonzept gegeben sein soll. Steht im handlungsorientierten Unterricht das selbsttätige Handeln der Lernenden im Mittelpunkt, so bedeutet dies für handlungsorientierte Lernerfolgsüberprüfungen, dass diese sich ebenfalls auf das Handlungswissen und die Handlungskompetenz beziehen müssen.


Besonders intensiv setzten sich verschiedene Modellversuchsverbünde mit der Thematik der Leistungsbewertung im handlungsorientierten Unterricht auseinander. Im Hinblick auf die zu berücksichtigenden Kriterien formulierte das Projekt „Steigerung der Effizienz neuer Lernkonzepte und Unterrichtsmethoden in der dualen Berufsausbildung (SELUBA)“ in einem sogenannten Werkstattbericht:


„Ziele neuer Formen der Lernerfolgsüberprüfung:



• beziehen sich auf alle Dimensionen von Handlungskompetenz (Fach-, Sozial-, Human-, Methoden- und Lernkompetenz, kommunikative Kompetenz)



• erfassen Lernentwicklungen und Lernwege dynamisch und lernprozessbegleitend auf einer breiten, vielfältigen Informationsbasis



• berücksichtigen die Lernenden als Subjekt ihrer Kompetenzentwicklung und demzufolge die Selbsteinschätzung der Lernenden über ihren Lernerfolg



• fördern die Eigenverantwortung der Lernenden für ihre Lernprozesse



• erfassen und berücksichtigen kollektive Leistungen in sozial eingebundenen Lernsituationen



• unterstützen kompetenzorientiertes Lehren und Lernen“ (Allendorf, 2002, S. 4).


Diese Zielsetzungen berücksichtigend, erfüllen Lernerfolgs- und Leistungsüberprüfungen verschiedene pädagogische Zielsetzungen: Den Lernenden soll eine Rückmeldung über ihren derzeitigen Lernstand gegeben werden sowie ihre Lernfort- bzw. Lernrückschritte aufgezeigt werden. Somit erhalten sie eine Lernhilfe, -bestätigung oder -förderung, die auch eine Lernmotivation für die Lernenden darstellen kann. Auf der anderen Seite wird es den Lehrenden durch Lernerfolgsüberprüfungen ermöglicht, ihre gewählten Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen und gegebenenfalls zu optimieren.


Lernerfolgsüberprüfungen im handlungsorientierten Unterricht lassen sich in Anlehnung an Richter (2002, S. 22 f.) grundlegend in zwei Formen einteilen:



1. Statusdiagnose



2. Prozessdiagnose.


Weiterhin sollten Lernerfolgsüberprüfungen allgemeine Prinzipien berücksichtigen, auf die im Anschluss ebenfalls eingegangen wird.









Statusdiagnose


Unter Statusdiagnosen werden bei Richter (2002) solche Lernerfolgsüberprüfungen verstanden, die zu einem festgelegten Prüfungsdatum und in einem definierten Umfang stattfinden und Rückmeldung zum aktuellen Lernstand geben. Die Notenfindung erfolgt i. d. R. durch die jeweilige Fachlehrerin. Zur Statusdiagnose gehören z. B. schriftliche Arbeiten, wobei vor allem das Fachwissen der Schülerinnen geprüft wird. Ferner ist es auch möglich, mithilfe der Statusdiagnose eine Aussage zum Handlungswissen des Prüflings zu machen, allerdings sind dann komplexere Prüfungsinstrumente erforderlich, wie z. B. der Struktur-Lege-Plan (vgl. Richter, 2002, S. 22 f.).


Vorteile der Statusdiagnose liegen besonders in der zeitlich überschaubaren Dauer und der für die Schülerinnen eindeutig erkennbaren Prüfungssituation. Ferner lassen sich anhand dieser Prüfungsform genaue Aussagen zum derzeitigen Stand der Schülerinnen treffen. Als möglichen Nachteil sieht Richter (2002, S. 22 f.), dass eine Beurteilung der Sozialkompetenz einer Schülerin nicht oder nur schwer vorgenommen werden kann. „Dadurch, dass wichtige Ziele des handlungsorientierten Unterrichts in der Lernerfolgsüberprüfung ausgeblendet werden, besteht die Gefahr, dass diese von Lehrenden und Lernenden als nebensächlich angesehen und vernachlässigt werden“ (Richter, 2002, S. 22 f.). Es ist daher sinnvoll, diese zeitlich eng bezogenen Statusdiagnosen in verschiedenen Kombinationen mit prozessorientierten Lernerfolgsüberprüfungen einzusetzen.









Prozessdiagnose


Prozessorientierte Lernerfolgsüberprüfungen nehmen den Lernprozess in den Blick und erfolgen über einen längeren Zeitraum. Durch dieses Vorgehen werden sie dem dynamischen Geschehen in handlungsorientierten Lernarrangements eher gerecht und ermöglichen die Feststellung von Veränderungen und Weiterentwicklungen in der Handlungskompetenz der Lernenden. Innerhalb der Prozessdiagnose ist es z. B. möglich, eine Beurteilung der Entwicklung der sozialen oder personalen Kompetenzen einer Schülerin zu treffen. Diese Art der Prüfung greift somit entscheidende Merkmale des handlungsorientierten Unterrichts auf und versucht, diese in die Bewertung einzubeziehen. Richter (2002, S. 23) führt in diesem Zusammenhang die folgenden wichtigen Erhebungsmethoden an:



• Selbsteinschätzung: Die Selbsteinschätzung wird strukturiert oder unstrukturiert durch die Schülerinnen vorgenommen.




• Fremdeinschätzung: Die Fremdeinschätzung erfolgt ebenfalls strukturiert oder unstrukturiert und wird meistens von der Lehrkraft durchgeführt.



• Tätigkeitsbericht, Gruppenprozess, Lernbericht (in Rahmen von Gruppenarbeiten): Lehrende und Lernende schätzen den Gruppenprozess ein (strukturiert oder unstrukturiert).


Diese Unterscheidung von Status- und Prozessdiagnose mit ihrer unterschiedlichen Zielsetzung findet sich auch in der Schulgesetzgebung wieder. So sieht z. B. das Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (vgl. Schulgesetz NRW – SchulG (vom 15.02.2005), § 48, Abs. 1) die Leistungsbewertung als Instrument, welches über den Stand des Lernprozesses der Schülerinnen Aufschluss gibt. Ferner kann die Leistungsbewertung auch als Grundlage für die gezielte Förderung der Schülerinnen dienen.









Kompetenzorientierung als Prinzip von Lernerfolgsüberprüfungen


Wie bereits in den vorherigen Kapiteln deutlich wurde, ist Kompetenz bzw. berufliche Handlungskompetenz ein Konstrukt, welches nur schwer fassbar und daher auch nicht direkt gemessen werden kann. Es entzieht sich daher weitgehend der direkten Überprüfung in klassischen Lernerfolgskontrollen. Um eine Lernerfolgsüberprüfung durchzuführen, ist es also notwendig, die Performanz der Lernenden in den Mittelpunkt der Überprüfung zu stellen. Damit wird auch die Prüfungssituation unter den Anspruch einer Handlungsorientierung gestellt.


Um das Handlungswissen der Schülerinnen zu überprüfen und dem Anspruch von Handlungsorientierung gerecht zu werden, müssen bei der Entwicklung von Lernerfolgsüberprüfungen folgende Aspekte berücksichtigt werden (vgl. Richter, 2002, S. 6):



• Die Lernerfolgskontrollen sollen sich auf ein Handlungsziel beziehen.



• Sie sind subjektorientiert. Somit können die Lernenden ihre Persönlichkeit und damit ihre personalen Kompetenzen mit einbringen.



• Die Lernsituation muss einen Handlungsentwurf oder eine Handlungsstruktur beinhalten, die Handlungskompetenz erforderlich machen.



• Die Erarbeitung der Lernsituation sowie die Lernerfolgsüberprüfung sollten selbstständig durchgeführt werden.



• Soziales Lernen bzw. soziale Eingebundenheit wird in der Prüfungssituation ermöglicht.



• Teilhandlungen sind möglich – diese müssen jedoch regelgeleitet sein.



• Die Selbstreflexion der erbrachten Leistung wird berücksichtigt und kommt bei der Lernerfolgskontrolle zum Tragen.









Konsequenzen für die Entwicklung der Prüfungsinstrumente


Zur Entwicklung von Prüfungsinstrumenten ist die Erarbeitung von Beurteilungskriterien und den dazugehörigen Indikatoren ein zentraler Aspekt. Für die Beurteilung einer Performanz bzw. beobachtbaren Handlung lassen sich laut Richter (2002) aus den Definitionen der unterschiedlichen Kompetenzdimensionen Indikatoren für berufliche Handlungskompetenz ermitteln, indem die Schlüsselbegriffe aus der Definition von Handlungskompetenz der KMK (2000) herausgefiltert werden. Aus den verschiedenen Begriffsbestimmungen zu den vier Kompetenzdimensionen isoliert Richter (2002) somit Indikatoren, die für die Beurteilung von Handlungskompetenz genutzt werden können.


Richter (2002) benennt in seinen Ausführungen beispielhaft die folgenden Adjektive bzw. Schlüsselbegriffe als beobachtbare Elemente der Fachkompetenz: zielorientiert, sachgerecht, methodengeleitet, selbstständig, Ergebnis beurteilen. Diese Verhaltensweisen lassen demnach beim Handeln einer Lernenden beobachten, wenn man davon ausgeht, dass diese über die entsprechende Fachkompetenz verfügt. Zielgerichtete Vorgehensweise, Selbstständigkeit im Handeln usw. sind der direkten Beobachtung zugänglich und können daher operationalisiert sowie anschließend beurteilt werden. Indikatoren für das Vorliegen von Fachkompetenz sind nach Richter (2002) u. a. die folgenden Kriterien: Zielgerichtetheit, Selbstständigkeit und Gegenstandsbezug.


Auch für die weiteren nach der KMK (2000) definierten Teilkompetenzen (Sozialkompetenz und personale Kompetenz) nimmt Richter (2002, zit. nach Hundenborn, 2007, S. 153 f.) diese Analyseschritte vor und definiert somit die Gütekriterien einer Lernhandlung, die auch in dieser Publikation zugrunde gelegt werden sollen (3.1). Tab. 2.1 enthält die Arbeitsdefinitionen von Richter (2002) zu jedem Gütekriterium, wobei er dabei keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt und die Definitionen als Beispiele versteht.


Tab. 2.1 Arbeitsdefinitionen der Gütekriterien einer Lernhandlung (Richter, 2002, S. 14 f.)






	Gütekriterium

	Arbeitsdefinition






	Zielgerichtetheit

	bezeichnet die Fähigkeit, Probleme methodengeleitet und strukturiert zu lösen






	Selbstreflexion

	bezieht sich auf die Fähigkeit und Bereitschaft, eigene Fähigkeiten selbstkritisch einzuschätzen und sich kreativ mit dem Handlungsgegenstand auseinanderzusetzen






	Selbstständigkeit

	bezeichnet die Fähigkeit, Problemsituationen ohne äußere Hilfe zu lösen und zur Verfügung stehende Hilfsmittel sinnvoll einzusetzen






	Soziale Eingebundenheit

	bezieht sich auf die Fähigkeit, einen Gruppenprozess mitzutragen






	Gegenstandsbezug

	bezieht sich auf die Fähigkeit, Probleme unter Berücksichtigung gängiger Normen und Vorschriften fachgerecht zu lösen







Im Folgenden und an weiteren Stellen dieser Publikation werden aus pragmatischen Gründen die Ergebnisse von Richter (2002) für die Entwicklung von Lernerfolgsüberprüfungen für den Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege genutzt und nach dem Falsifikationsprinzip solange zugrunde gelegt, wie sie auch für die personenbezogenen Dienstleistungen als zutreffend eingeschätzt werden. Gegebenenfalls werden jedoch bereits in dieser Publikation bzw. innerhalb der vorzustellenden Prüfungsinstrumente erste Modifikationen vorgenommen.


Bevor jedoch auf die neu entwickelten Prüfungsinstrumente (3.2–3.7) eingegangen wird, soll im Folgenden ein Überblick über mögliche Formen einer Lernerfolgsüberprüfung angeboten werden. Die bisher entwickelten Aspekte und Kriterien sind dabei auch für die Evaluation bestehender Verfahren von Bedeutung. Insgesamt existiert eine Vielzahl unterschiedlicher Überprüfungsverfahren im Schulwesen, die hier kurz dargestellt werden.
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